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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

Im Nachgang einer Recherche der SDA fiel das Schlaglicht der öffentlichen Debatte im
Februar 2016 plötzlich auf die schon seit Monaten geplante Verschärfung des EU-
Waffenrechts. Als Reaktion auf die Terroranschläge von Paris im vergangenen Jahr solle
mit der Einschränkung des Waffenbesitzes und -handels nun verhindert werden, «dass
Waffen in die Hände von Terroristen fallen», wie EU-Kommissionspräsident Jean-
Claude Juncker von der NZZ zitiert wurde. Sofern die Richtlinie tatsächlich zustande
kommt, muss die Schweiz als Schengen-Vertragsstaat diese übernehmen, um ihre
Mitgliedschaft im Schengener und damit verbunden auch im Dubliner Abkommen nicht
zu gefährden. Dies erläuterte der Bundesrat in seiner Antwort auf eine entsprechende
Interpellation Ruiz (sp, VD; Ip. 15.4199). Die Schweiz sei jedoch in der zuständigen
Expertengruppe des Ministerrates vertreten, wenn auch ohne formales Stimmrecht und
nur mit beratender Funktion, was eine gewisse Einflussnahme ermögliche. Von der
Kommission vorgesehen sind unter anderem strengere Registrierungspflichten, ein
Verbot des Onlinehandels von Waffen und Munition, strengere Regeln für unbrauchbar
gemachte Waffen, ein Bedürfnisnachweis – sei es als Jäger, Sportschütze oder Sammler
– und eine medizinische Untersuchung als Vorbedingungen für den
Waffenerwerbsschein sowie ein Verbot von zivilen halbautomatischen Feuerwaffen, die
wie vollautomatische Kriegswaffen aussehen. Diese werden von der EU nicht nur wegen
des relativ leicht möglichen Umbaus zu vollautomatischen Waffen, sondern auch
aufgrund ihrer hohen Munitionskapazität als sehr gefährlich angesehen. Waffen
ebendieser Kategorie kommen im ausserdienstlichen Schiesswesen in der Schweiz
jedoch zu breitem Einsatz. Die verschärften Regeln liessen es in der Folge auch nicht
mehr zu, dass Armeeangehörige Ordonnanzwaffen nach dem Ende der Dienstpflicht mit
nach Hause nehmen.
So liess denn auch die Kritik aus dem Umfeld der Waffenlobby nicht lange auf sich
warten. Dora Andres, Präsidentin des Schweizerischen Schiesssportverbandes (SSV),
erklärte in den Medien, der SSV lehne die Vorschläge der Europäischen Kommission
vollumfänglich ab. Die Schweiz brauche kein schärferes Waffenrecht und nötigenfalls
werde man dagegen politisch aktiv werden. Mit rund 133'000 Mitgliedern wäre der SSV
problemlos referendumsfähig. Schützenhilfe erhielt Andres auch von bürgerlichen
Politikerinnen und Politikern, darunter CVP-Präsident Christophe Darbellay (VS),
welcher die vorgesehenen Regeln gegenüber dem Sonntags-Blick als «nicht
kompatibel» mit dem schweizerischen Schützenwesen und der Milizarmee
bezeichnete. FDP-Nationalrätin Corina Eichenberger (AG) erachtete gegenüber der
Aargauer Zeitung eine Verschärfung des Waffenrechts als schlicht nicht in der Lage,
mehr Sicherheit zu garantieren; es sei ein «Irrglaube», dass mit strengeren Regeln der
kriminelle Waffenmissbrauch verhindert werden könne. Die Milizarmee und die
Armeewaffen zu Hause seien sogar Teil der «schweizerischen DNA», liess sie im
Sonntags-Blick verlauten.

Im März 2016 gab Bundesrätin Simonetta Sommaruga nach einem Treffen der EU-
Innenminister erste Entwarnung: «Die EU wird der Schweiz das Sturmgewehr nicht
verbieten», wurde sie in der Presse zitiert. Neben der Schweiz hätten sich auch andere
EU-Länder, darunter v.a. baltische und nordische Staaten mit Schützen- und
Jägertradition, gegen zu zentralistische Verschärfungen gewehrt. In der Folge
verabschiedete der Rat der Innenminister Mitte Juni einen entschärften Entwurf mit
einer eigens auf die Schweiz zugeschnittenen Ausnahmebestimmung. Diese
«Schutzklausel für das Schweizer Sturmgewehr» (Tages-Anzeiger) ermöglicht es
Schweizer Armeeangehörigen weiterhin, die Waffe nach Ende der Dienstpflicht zu
behalten. Bedingungen dafür sind allerdings die Mitgliedschaft in einem
Schützenverein, der Nachweis von jährlichen Schiessübungen sowie die regelmässige
medizinische und psychologische Beurteilung des Waffenbesitzers.
Ebendiese Bedingungen waren es denn auch, welche die Freude über den Schweizer
Verhandlungserfolg zumindest auf Seiten der Waffenlobby erheblich trübten. So
schrieb die Basler Zeitung weiterhin von der «Entwaffnung Hunderttausender
Schweizer Bürgerinnen und Bürger»; alle seien auf die Entwarnung Sommarugas
hereingefallen, denn durch die von der breiten Öffentlichkeit kaum wahrgenommenen
Bedingungen würden «unbescholtene Schweizerinnen und Schweizer, die eine Waffe
besitzen», kriminalisiert und «der Grundsatz, wonach der Staat seinen Bürgern so lange

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.12.2016
KARIN FRICK

01.01.90 - 01.01.20 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



vertraut, bis ihnen eine Straftat bewiesen werden kann, [...] ausgehebelt». Stattdessen
müssten ehemalige Soldaten nun beweisen, «dass sie keine Gewalttäter sein wollen».
Nicht zuletzt sah sie darin über Umwege die Umsetzung der 2011 abgelehnten Initiative
gegen Waffengewalt. Auch bürgerliche Parlamentarierinnen und Parlamentarier übten
abermals Kritik an der Richtlinie und nun insbesondere an den Bedingungen im
«Schweizer Paragraphen». Von einer «schlimme[n] Einmischung in die Schweizer
Gesetzgebung» (Walter Müller, fdp, SG) und der Gefährdung der Souveränität der
Schweiz (Adrian Amstutz, svp, BE) war die Rede. Die Urteile über die Richtlinie im
Allgemeinen wie auch über die medizinisch-psychologischen Tests im Besonderen
reichten von «inakzeptabel und lächerlich» (Yannick Buttet, cvp, VS) bis zu «absurd»
(Dora Andres, SSV). Der neue CVP-Präsident Gerhard Pfister (ZG) forderte von
Bundesrätin Sommaruga gar eine Erklärung und allfällige Nachverhandlungen in Brüssel.
Der SVP-Nationalrat und Präsident des Berner Schützenverbandes Werner Salzmann
reichte indes Ende September eine Motion mit dem Titel «Wir lassen uns nicht durch
die EU entwaffnen!» ein. Dem Vorstoss zufolge sollte die Schweiz gemeinsam mit jenen
EU-Staaten, die dem neuen Waffenrecht ebenfalls kritisch gegenüberstehen, die
«unannehmbaren Änderungen» bekämpfen.

Im Dezember 2016 einigten sich Vertreter der EU-Mitgliedstaaten, der Europäischen
Kommission und des Europäischen Parlaments auf eine Fassung der Waffenrichtlinie,
über die als nächstes das Europäische Parlament befinden wird. Unterdessen war es
der europäischen Waffenlobby gelungen, die Vorlage weiter abzuschwächen. So sieht
der Antrag zuhanden des Europäischen Parlaments kein Verbot halbautomatischer
Waffen mehr vor, sondern lediglich Einschränkungen betreffend den Verkauf und die
maximale Patronenzahl. Den Mitgliedstaaten ist es nun ausserdem freigestellt, ob für
den Waffenerwerb medizinisch-psychologische Tests erforderlich sind oder nicht. Bei
der Überführung in nationales Recht bietet die Richtlinie daher einen gewissen
Spielraum. Was jedoch geblieben ist, sind die Mitgliedschaft in einem Schützenverein
und die regelmässige Teilnahme an Schiessanlässen als Voraussetzungen, damit
Schweizer Armeeangehörige das Sturmgewehr behalten dürfen. Diese Punkte waren im
ausgehenden 2016 denn auch die meistkritisierten, denn mit Vereinspflicht und
Schiesszwang wolle die EU die Freiheit und Selbstbestimmung der Schweizer
beschränken, zeigte sich Werner Salzmann gegenüber der Luzerner Zeitung besorgt. Mit
mehr Dramatik bezeichnete Jean-Luc Addor (VS), SVP-Nationalrat und Vizepräsident
von ProTell, die Schusswaffe als «das Symbol des freien Mannes» und die Reform daher
als unverhältnismässig. ProTell kündigte bereits das Referendum an; man toleriere keine
Verschärfung des Schweizer Waffenrechts. Auch ein Ausschluss aus Schengen/Dublin
würde gemäss diversen Zeitungsberichten von der Waffenlobby damit bewusst in Kauf
genommen. 1

Im Vorfeld der Verabschiedung der – als Folge der Terroranschläge von Paris im
November 2015 – angepassten EU-Waffenrichtlinie (2017/853) durch das Europäische
Parlament am 14. März 2017 regte sich in der Schweizer Waffenlobby erneut lautstarker
Widerstand gegen die bevorstehende Verschärfung des Waffenrechts. Als Schengen-
Vertragsstaat ist die Schweiz verpflichtet, Weiterentwicklungen des Schengen-
Besitzstands nachzuvollziehen, worunter auch die Übernahme der EU-Waffenrichtlinie
fällt. Dazu muss die Schweiz etwa die Registrierungspflicht für Waffen verschärfen und
den Onlinehandel sowie den Besitz halbautomatischer Waffen für Privatpersonen
einschränken. Bereits im Februar 2017 berichtete die Sonntagszeitung von der
geplanten Gründung einer neuen parlamentarischen Gruppe «Für ein liberales
Waffenrecht», welche sich unter dem Co-Präsidium von SVP-Nationalrat Jean-Luc
Addor (VS) und FDP-Ständerat Josef Dittli (UR) dem Kampf gegen ein verschärftes
Waffenrecht verpflichten werde. Auch der Schweizer Schiesssportverband (SSV) hatte
zusammen mit ProTell und der Interessengemeinschaft Schiessen schon das
Referendum angekündigt, sollte die Schweiz die verschärften Regeln übernehmen. Im
Anschluss an die Verabschiedung der angepassten Richtlinie durch das Europäische
Parlament und deren Bestätigung durch den Ministerrat meldeten sich in der Presse
wiederholt Schützenvertreter zu Wort und übten harsche Kritik am vorgesehenen
nationalen Waffenregister, am Zwang zur Vereinsmitgliedschaft oder am Verbot von
Gewehrmagazinen mit mehr als zehn Schuss. Durch die neuen Regelungen würden sie
an der Ausübung ihres Hobbys gehindert, kriminalisiert und «in den gleichen Topf wie
die Terroristen gesteckt», wie die Luzerner Zeitung SVP-Nationalrat Werner Salzmann
(BE) zitierte. Bestraft würden jene, die sich an das Recht halten, pflichtete ihm die
Präsidentin des SSV, die Berner alt-Regierungsrätin Dora Andres, bei.

Konsequenz einer Nichtübernahme der Richtlinie könnte der Ausschluss der Schweiz
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aus dem Schengen-Vertrag und damit verbunden auch aus dem Dubliner Abkommen
sein, dank dessen die Schweiz heute viele Asylgesuche an andere europäische Staaten
abgeben kann. Darin begründet liegt die sowohl von liberaler als auch von linker Seite
geäusserte Befürchtung einer neuen europapolitischen Grundsatzabstimmung.
Während liberale Kreise zur Verhinderung einer solchen auf Ausnahmebestimmungen in
der Umsetzung der Richtlinie hofften, betonte SP-Nationalrätin Chantal Galladé (ZH), es
sei wichtig aufzuzeigen, dass die Mitgliedschaft im Schengen-Raum für die Sicherheit
der Schweiz eine zentrale Rolle spiele. Sollten sich die Waffenlobby und die SVP, welche
schon lange Kritik am Schengen-Abkommen übte, in der Abstimmung durchsetzen
können, drohe der Schweiz «erneut eine europapolitische Baustelle», so Galladé im
Tages-Anzeiger. Dass das angedrohte Referendum durch die Aushandlung weiterer
Sonderregelungen für die Schweiz verhindert werden könnte, wurde in der
Bundesverwaltung jedoch angezweifelt. Die Schweiz habe bereits in der
Entstehungsphase der Richtlinie dahingehend einzuwirken versucht und dabei
wenigstens eine Ausnahme errungen, dass Schweizer Armeeangehörige die
Ordonnanzwaffe nach dem Ende der Dienstzeit weiterhin behalten dürfen, obwohl das
Sturmgewehr neu eigentlich in die Kategorie der verbotenen Waffen fällt. SSV-
Geschäftsführer Beat Hunziker legte unterdessen keine grosse Kompromissbereitschaft
an den Tag und erklärte, man nehme mit dem Referendum eine allfällige Kündigung von
Schengen/Dublin in Kauf. SSV-Präsidentin Dora Andres glaubte gar nicht erst daran,
dass dieser Fall eintreten könnte; der Streitwert sei in dieser Sache zu gering, um die
Schweiz tatsächlich vom Schengen-Abkommen auszuschliessen. Es wurde jedoch auch
Kritik an der «Fundamentalopposition» der Schützenlobby laut; gerade weil die EU der
Schweiz einen Ausnahmeparagraphen für das Sturmgewehr zugestanden habe, sei diese
«unbegreiflich», äusserte sich etwa die Zürcher SP-Nationalrätin Priska Seiler Graf
gegenüber der Luzerner Zeitung. Es «wäre ein absoluter Verhältnisblödsinn» für die
Interessen der Schützen die Errungenschaften aus Schengen/Dublin wie den
polizeilichen Informationsaustausch, Erleichterungen im Reiseverkehr und die
europäische Zusammenarbeit in Asylverfahren zu opfern. Auch Justizministerin
Simonetta Sommaruga zeigte sich in der Presse wenig erfreut über die heftige und ihrer
Meinung nach verfrühte Reaktion der Schützen. Sie nehme die Sorgen wahr, aber der
übliche Weg der Gesetzgebung stehe noch bevor, weshalb man kühlen Kopf bewahren
solle.

In der Zwischenzeit beschäftigten sich verschiedenste parlamentarische Vorstösse mit
der anstehenden Übernahme der EU-Richtlinie ins schweizerische Recht. So wollte
beispielsweise Chantal Galladé zusammen mit den Nationalratskolleginnen Barbara
Schmid-Federer (cvp, ZH) und Kathrin Bertschy (glp, BE) die Gunst der Stunde nutzen,
um mit drei gleichlautenden parlamentarischen Initiativen (17.426, 17.427 und 17.428)
ein umfassendes Waffenregister für die Schweiz zu fordern. Gemäss «Sonntags-Blick»
hofften die Initiantinnen, damit Druck zu machen, dass ein solches in die
Vernehmlassungsvorlage zur Umsetzung der EU-Richtlinie einfliessen sollte. Der
Aargauer FDP-Ständerat und Hobbyschütze Philipp Müller machte sich indes Sorgen um
die Schweizer Schiesstradition und stellte dem Bundesrat mittels Interpellation (Ip.
17.3255) die Frage nach der «Vereinbarkeit der Schweizer Schiesstradition mit der EU-
Waffenrichtlinie», wie auch der Titel des Vorstosses lautete. Gegenüber dem Tages-
Anzeiger erklärte Müller es zum Ziel, «Schengen/Dublin zu behalten und dabei das
traditionelle Schiesswesen nicht zu gefährden.» CVP-Nationalrat Yannick Buttet (VS)
stellte dem Bundesrat ebenfalls mittels einer Interpellation (Ip. 17.3280) die Frage nach
den Auswirkungen der EU-Beschlüsse zum Waffenrecht auf die Schweiz und Werner
Salzmann wollte dem Bundesrat per Motion gar «verbieten, die neuen Regeln zu
übernehmen», wie es der «Blick» formulierte. Er hatte im letzten Jahr bereits eine
Motion mit dem Titel «Wir lassen uns nicht durch die EU entwaffnen!» eingereicht, die
im März 2017 im Nationalrat auf breite Zustimmung gestossen war.

Da die EU-Richtlinie nicht direkt anwendbar ist, besteht bei der Überführung ins
nationale Recht ein gewisser Spielraum, den die Schweiz auch nutzen wolle, wie das
Fedpol im Mai verlauten liess. So solle sich für ehemalige Armeeangehörige, die bereits
im Besitz eines Sturmgewehrs sind, nichts ändern. Die neuen Regeln sollen erst für jene
gelten, die zukünftig eine halbautomatische Waffe kaufen oder nach dem Ende der
Dienstpflicht behalten wollen. Doch anstatt zu beschwichtigen, liess diese Ankündigung
die Wogen erneut hochgehen. Die Basler Zeitung schrieb fortan von der «Entwaffnung
auf Zeit» und witterte dahinter die «Wahrung des Besitzstandes für ehemalige
Wehrmänner», um die Führungsriege der Schützen vom Referendum abzubringen. Die
obligatorische Mitgliedschaft in einem Schützenverein hingegen solle letztere «milde
stimmen» und sei darüber hinaus juristisch fragwürdig, da sie gegen die negative
Vereinigungsfreiheit laut Art. 23 Abs. 3 BV verstosse, so die Behauptung. Während
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Werner Salzmann im «Blick» erneut betonte, das schärfere Waffenrecht verhindere
keinen Terroranschlag und rette kein Menschenleben, aber schikaniere die Schützen
und sei ein «Bürokratiemonster», stellte Werner Hohler, Interimspräsident von ProTell,
gegenüber der Basler Zeitung unmissverständlich klar: «Wir akzeptieren keine noch so
minimale Verschärfung des Waffenrechts, sondern wir wehren uns mit allen politischen
und rechtlichen Mitteln dagegen.»

Mitte Juni 2017 fällte der Bundesrat sodann die formale Entscheidung, dass er die EU-
Feuerwaffenrichtlinie akzeptieren und diese ins Schweizer Recht übernehmen will. Die
angekündigte «pragmatische» Umsetzung solle nun weder ein zentrales Waffenregister
noch eine Beschränkung der Gewehrmagazine auf zehn Schuss enthalten. Auch im
letzten wesentlichen Streitpunkt, der Pflicht zur Vereinsmitgliedschaft und zum
regelmässigen Üben an der Waffe als Voraussetzungen für den Erwerb einer
halbautomatischen Waffe, worunter auch die Armeewaffe fällt, signalisierte der
Bundesrat Gesprächsbereitschaft. ProTell sah genau darin jedoch die Einführung eines
Bedürfnisnachweises, wie er 2011 vom Volk abgelehnt worden war, und hielt zusammen
mit weiteren Schützenkreisen und der SVP trotz aller Zugeständnisse an der
Referendumsdrohung fest. Unter den bürgerlichen Politikern, die sich anfänglich noch
in breiter Front gegen eine Übernahme der Richtlinie gewehrt hatten, bröckelte der
Widerstand jedoch. Wegen so kleiner Einschränkungen wie der Mitgliedschaft in einem
Schützenverein solle Schengen/Dublin nicht aufs Spiel gesetzt werden, war vermehrt zu
vernehmen. Die Vernehmlassung zur Umsetzung der Richtlinie wird noch im Herbst
2017 erwartet. 2

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Zu einer ersten Klärung der Situation trugen die Parlamentswahlen bei. So zogen die
Grünen aufgrund der Niederlage bei den Parlamentswahlen ihren Anspruch auf einen
Bundesratssitz zurück und traten nicht bei den Erneuerungswahlen an, obwohl sie noch
vor den Wahlen einen Regierungssitz für sich reklamiert hatten. Sie hatten dabei nicht
nur mit ihrer Wählerstärke sondern auch mit der wachsenden Bedeutung und
Berücksichtigung der Umweltpolitik argumentiert und eine Liste mit möglichen
Kandidierenden (darunter die Regierungsräte Bernhard Pulver (BE) und Guy Morin (BS),
der Genfer Ständerat Robert Cramer oder die Zürcher Stadträtin Ruth Genner) ins
Gespräch gebracht. Die BDP hingegen sah dank ihres Erfolges bei den Wahlen keinen
Anlass, ihre Bundesrätin zurückzuziehen. Eveline Widmer-Schlumpf gab Ende Oktober
denn auch definitiv bekannt, sich für die Wiederwahl bereitzustellen. Die SVP ihrerseits,
die bei den Wahlen Sitze einbüssen musste, schloss vorerst eine Kampfkandidatur
gegen die FDP aus.

Die SP brachte mögliche Kandidaten für die Nachfolge von Micheline Calmy-Rey früh in
Stellung und nutzte die Auswahlprozedur geschickt für zusätzliche
Medienaufmerksamkeit im Wahlkampf. Die Partei bekräftigte, dass nur Kandidierende
aus der lateinischen Schweiz in Frage kämen. Als Topfavoriten galten der Waadtländer
Staatsrat Pierre-Yves Maillard und der Freiburger Ständerat Alain Berset. Kandidaturen
reichten zudem Nationalrat Stéphane Rossini (VS) und die Tessiner Nationalrätin Marina
Carobbio ein. Die SP-Fraktion präsentierte Ende November mit Alain Berset und Pierre-
Yves Maillard ein Zweierticket. Die Nichtnomination von Marina Carobbio stiess
insbesondere in der Südschweiz auf Enttäuschung, bedeutete dies doch, dass das
Tessin seit 1996 (Rücktritt von Flavio Cotti) weiter auf eine Vertretung in der
Landesregierung warten musste.

Obwohl die SVP sich schon sehr früh als Herausforderin profilierte, tat sie sich mit der
Suche nach Kandidierenden schwer. Zwar brachte sich Jean-François Rime (FR) schon
früh in Stellung. Die als Favoriten gehandelten Kandidaten sagten aber spätestens nach
den Parlamentswahlen alle ab: So verzichteten etwa der nicht in den Ständerat gewählte
Caspar Baader (BL) oder der neue Ständerat Roland Eberle (TG). Auch Nationalrat Adrian
Amstutz (BE), der im November seine Wiederwahl in den Ständerat nicht geschafft
hatte, verzichtete genauso auf eine Kandidatur wie der umworbene Nationalrat Peter
Spuhler (TG) und Parteipräsident Toni Brunner (SG). Zum Problem der SVP wurde
allgemein die Wählbarkeit der Kandidierenden: Während linientreue Hardliner vom
Parlament als nicht wählbar betrachtet wurden, hatten es moderate SVP-Exponenten
schwer, die Hürde der Fraktionsnominierung zu überspringen. Bis Ende November
meldeten schliesslich Nationalrat Guy Parmelin (VD), Ständerat Hannes Germann (SH),

ANDERES
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und die Regierungsräte Jakob Stark (TG) und Heinz Tännler (ZG) ihre Ambitionen an.
Eher überraschend kam die Kandidatur von Nationalrat und Gewerbeverbandspräsident
Bruno Zuppiger (ZH), der als Schwergewicht betrachtet wurde und der angab, auf Bitte
von Christoph Blocher (ZH) anzutreten. Zuppiger war jeweils schon bei den
Bundesratswahlen 2003, 2007 und 2008 von der SP als valabler SVP-Kandidat ins Spiel
gebracht worden. Er galt deshalb weit über das bürgerliche Lager hinaus als wählbar
und wurde denn auch prompt neben Rime auf ein Zweierticket gehievt. Allerdings
zwang ihn ein von der Weltwoche verbreiteter Vorwurf, bei einer Erbschaft
unrechtmässig Geld abgezweigt zu haben, zum Rückzug seiner Kandidatur. Die Presse
ging mit der SVP-Spitze, die offenbar von der Sache gewusst hatte und vorerst an
Zuppiger festhielt, hart ins Gericht. In einer Nacht- und Nebelaktion stellte die SVP in
der Folge nicht etwa einen der von den Kantonalsektionen nominierten Kandidaten,
sondern Nationalrat Hansjörg Walter als Ersatzkandidaten auf. Dieser hatte sich im
offiziellen Nominationsverfahren nicht zur Verfügung gestellt, weil er das Amt des
Nationalratspräsidenten übernehmen wollte. Der Wechsel wurde in der Presse als
unprofessionell, unglaubwürdig und peinlich bezeichnet und die Spitze der SVP musste
Fehler bei der Beurteilung der Kandidaten einräumen. Walter selber, der noch 2008
aufgrund einer einzigen Stimme nicht zum Bundesrat und im Berichtjahr mit einem
glänzenden Resultat zum Nationalratspräsidenten gewählt worden war, machte
deutlich, dass er nur gegen den Sitz der BDP antreten würde.

Nach den Hearings gaben sowohl die Grünen als auch die SP bekannt, dass sie ihrer
Fraktion die Wiederwahl von Eveline Widmer-Schlumpf empfehlen würden. Die CVP
und die BDP diskutierten gleichzeitig über eine stärkere künftige Kooperation. Es
zeichnete sich deshalb ab, dass die SVP höchstens auf Kosten der FDP einen zweiten
Sitz erhalten würde. 3

Wahlen

Wahlen in kantonale Regierungen

Bei den Gesamterneuerungswahlen im Kanton Bern waren nach den Rücktritten von
Peter Widmer (fdp), der die politische Bühne nach achtjähriger Zugehörigkeit zur
Regierung verliess, sowie Peter Schmid (svp), der Interesse an der Nachfolge von
Ständerat Ulrich Zimmerli signalisierte, zwei Sitze neu zu besetzen. Der Wahlkampf warf
keine grossen Wellen, was nicht weiter erstaunlich war, weil von Anfang an keine
parteipolitischen Veränderungen zu erwarten waren, da die beiden grossen
bürgerlichen Parteien mit einer gemeinsamen Liste und partnerschaftlicher Werbung
antraten. Seit der 1990 vorgenommenen Verkleinerung der Exekutive auf sieben Sitze
beanspruchte die SVP drei Sitze, die FDP deren zwei für sich; die beiden weiteren Sitze
wurden der SP überlassen. Mit dem Wahlausgang vom 19. April zeigten sich sowohl
Bürgerliche als auch die SP zufrieden, weil für sie aus den Wahlen keine eigentlichen
Niederlagen resultierten. Das traditionelle Wahlbündnis zwischen SVP und FDP hatte
sich ein weiteres Mal bewährt: als Siegerin ging Elisabeth Zölch (svp) aus den
Regierungsratswahlen hervor, die in 20 von 26 Amtsbezirken das beste Resultat
erzielte. Auf dem zweiten und dritten Rang landeten der Vertreter des Berner Jura,
Mario Annoni (fdp), der vor vier Jahren noch vor Zölch das beste Resultat erreicht hatte,
sowie Hans Lauri (svp). Das bürgerliche Quintett vervollständigten die freisinnige Dora
Andres sowie Werner Luginbühl (svp), die als Neue den Sprung in die Regierung sicher
schafften.

Die Linke, die mit fünf Kandidaturen angetreten war, verfehlte ihr Wahlziel auf einen
dritten Sitz in der Regierung deutlich. Immerhin konnten die beiden bisherigen
sozialdemokratischen Kandidaten Dori Schaer und Samuel Bhend im Gegensatz zu den
letzten Regierungsratswahlen vor vier Jahren die bürgerlichen Phalanx sprengen und
überrundeten stimmenmässig die beiden neugewählten Bürgerlichen. Eine Niederlage
musste die dritte SP-Kandidatin Elisabeth Gilgen einstecken, die das absolute Mehr
nicht schaffte und den Einzug in die Regierung deutlich verpasste. Einen
Achtungserfolg erzielten die beiden grünen Politikerinnen Regula Rytz und Barbara von
Escher, welche nur unwesentlich hinter Gilgen zurückblieben. Aus rot-grünen Kreisen
wurde einmal mehr das Majorzwahlrecht kritisiert, bei dem die Bürgerlichen die
Sitzzahl der Linken bestimmen könnten. Nichts mit dem Wahlausgang zu tun hatten die
weiteren Kandidaten aus EVP, SD, Bürgerpartei und Vereinzelte. Die Regierung setzt
sich auch weiterhin aus drei SVP-Mitgliedern, zwei Freisinnigen und zwei
Sozialdemokraten zusammen. Im Kanton Bern sitzen mit Zölch, Schaer und Andres
erstmals drei Frauen in einer Kantonsregierung. Das Resultat der Regierungsratswahlen

WAHLEN
DATUM: 19.04.1998
URS BEER

01.01.90 - 01.01.20 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



insgesamt war Ausdruck einer offenbar weit verbreiteten Zufriedenheit des Wahlvolkes
mit der Regierungsarbeit: die Bisherigen belegten geschlossen die ersten fünf Plätze.
Andererseits widerspiegelt es eine grosse Gleichgültigkeit gegenüber der kantonalen
Politik: die Stimmbeteiligung war mit 29,3 Prozent äusserst tief (1994: 33,5%). 4

Obschon sich SVP und FDP wegen der Wahlkreis- und Bezirksreform zerstritten hatten,
einigten sie sich für die Wahlen im April rechtzeitig auf eine gemeinsame
Regierungsratsliste, auf der die bisherigen Exekutivmitglieder Urs Gasche, Werner
Luginbühl und Elisabeth Zölch (alle svp) sowie Dora Andres und Mario Annoni (beide
fdp) figurierten. Auf der links-grünen Liste kandidierten für die SP Regierungsrat
Samuel Bhend, Grossrätin Barbara Egger, die die Sozialdemokraten als Ersatz für die
zurückgetretene Dori Schaer nominiert hatten, und Grossrätin Chantal Bornoz Flück aus
dem Berner Jura sowie Franziska Teuscher vom Grünen Bündnis und Bernhard Pulver
von der Grünen-Freien Liste. Im Wahlkampf dominierte der Finanznotstand des
Kantons, doch hielten sich die Parteien mit Positionsbezügen zurück, da die Regierung
im Januar im Auftrag des Parlaments eine umfassende Überprüfung der Staatsaufgaben
vornehmen wollte. Bei einer Stimmbeteiligung von lediglich 28,2% erzielten die
Bürgerlichen die besten Resultate: Auf Dora Andres (fdp) folgten Urs Gasche (svp),
Werner Luginbühl (svp), Elisabeth Zölch (svp) und Mario Annoni (fdp). Die
Sozialdemokraten Samuel Bhend und Barbara Egger (sp) belegten die Ränge sechs und
sieben. Franziska Teuscher (gb), die nur knapp hinter Egger lag, und Chantal Bornoz
Flück (sp) erreichten ebenfalls das absolute Mehr, schieden aber als überzählig aus.
Knapp unter dem absoluten Mehr lag Bernhard Pulver (gfl). 5

WAHLEN
DATUM: 14.04.2002
MAGDALENA BERNATH

Bei den Gesamterneuerungswahlen in 8 Kantonen (BE, FR, GL, GR, JU, NW, OW und ZG)
kam es einzig in Bern und im Jura zu wesentlichen Verschiebungen der
Machtverhältnisse zwischen den Parteien. In Bern fand ein Wechsel von der
traditionellen bürgerlichen zu einer rotgrünen Mehrheit statt, im Jura gewannen die
Bürgerlichen umgekehrt die in den letzten Wahlen verlorene Mehrzahl der
Regierungssitze zurück. Wie im Vorjahr konnten die Grünen ihre Präsenz in den
kantonalen Regierungen vermehren. In Bern gelang Bernhard Pulver (gp) als Teil der
erfolgreichen grün-linken Liste der Wiedereinzug eines grünen Kandidaten in den
Regierungsrat (bereits von 1986–90 hatten die Grünen zwei Vertreter in der damals 9-
köpfigen Exekutive). In Zug gewann die grüne Alternative Liste (seit Anfang 2007 mit
Beobachterstatus bei der GP) auf Kosten der SP einen zweiten Sitz in der Exekutive, und
das 2005 in die GP eingetretene Demokratische Nidwalden konnte seinen Sitz in der
Nidwaldner Regierung verteidigen. Die Zuger Regierungsratswahlen zeigten, dass die
Grünen in einzelnen Kantonen zu einer ernsthaften Konkurrenz für die SP geworden
sind, für die 2006 ein sehr durchwachsenes Wahljahr war. Dem Erfolg in Bern, wo die
SP einen Sitz gewinnen konnte und nun mit 3 Regierungsräten vertreten ist, stehen die
Verluste von je einem Regierungssitz in Glarus, Jura und Zug gegenüber. Während in
Zug und Glarus, wo der Regierungsrat auf 5 Mitglieder verkleinert wurde, das Verhältnis
zwischen linker und bürgerlicher Seite unberührt blieb, bedeutete der Mandatsverlust
im Jura den Verlust der erst 2002 errungenen linken Regierungsmehrheit. Den
Christlichdemokraten gelang es im Jura wie auch in den übrigen 6 Kantonen, in denen
sie an der Regierung beteiligt sind (alle ausser BE), ihre Sitze zu halten. Die Gewinner
der Wahlen in die jurassische Exekutive waren die Freisinnigen, deren Kandidat den
2002 verlorenen Sitz mit der höchsten Stimmenzahl zurückerobern konnte. In Glarus
(wo die Sitzzahl von 7 auf 5 reduziert wurde) und in Bern verlor die FDP hingegen je ein
Regierungsmitglied. Der Sitzverlust in Bern war die einzige Änderung bei der SVP. Sie
behielt ihre Mitglieder in den Glarner, Graubündner und Zuger Exekutiven, versuchte
jedoch in Freiburg, Jura und Nidwalden vergeblich, eine Regierungsbeteiligung zu
erkämpfen. Auch 2006 bestätigte sich damit die Tendenz der Wählerinnen und Wähler
in den Kantonen, die SVP zwar in den Parlamenten zu stärken, ihr jedoch wenig Einfluss
in den nach dem Majorzsystem gewählten Regierungsgremien zu überlassen.

Bei den Ersatzwahlen im Kanton Appenzell Ausserrhoden gelang es der SP, auf Kosten
der FDP einen Sitz in der bis dahin vollständig aus FDP und SVP gebildeten Regierung zu
gewinnen. In Basel-Stadt, Thurgau und Zürich hingegen vermochten die Bürgerlichen
ihre Regierungssitze zu verteidigen. Im Thurgau setzte sich Jakob Stark (svp) klar gegen
die Parteilose Gabi Coray durch, im Kampf um die Nachfolge der Zürcher
Regierungsrätin Dorothee Fierz (fdp) war die Freisinnige Ursula Gut gegenüber der
Grünen Ruth Genner erfolgreich. In Basel-Stadt verteidigte Hanspeter Gass den
Regierungssitz der FDP nach dem Scheitern seiner freisinnigen Parteikollegin Saskia
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Frei im ersten Wahlgang. 

Nach den acht Gesamterneuerungswahlen und den vier Ersatzwahlen waren Ende 2006
drei Frauen weniger an kantonalen Regierungen beteiligt als im Vorjahr. In Bern fanden
die zurückgetretenen Dora Andres (fdp) und Elisabeth Zölch (svp) keine weiblichen
Nachfolgerinnen, und mit Barbara Egger (sp) verblieb lediglich eine Frau im
Regierungsrat. In den Ausserrhoder Ersatzwahlen musste es die Parteilose Edith
Heuscher-Beeler ihrem Konkurrenten Matthias Weishaupt (sp) überlassen, in die
Fussstapfen von Regierungsrätin Alice Scherrer (fdp) zu treten. In allen übrigen
Kantonsregierungen blieb das Verhältnis zwischen Männern und Frauen unverändert.
Gesamtschweizerisch belegten die Frauen Ende 2006 damit noch 33 von 156
Regierungssitzen.

Mit der Neubesetzung von vier der insgesamt sieben Regierungsratssitze waren die
Wahlen im April von Anfang an heftig umkämpft und öffneten die Möglichkeit für
deutliche Gewichtsverschiebungen. Die Ausgangsposition war für die FDP besonders
schwierig, da ihre beiden bisherigen Regierungsmitglieder Dora Andres und Mario
Annoni nicht mehr antraten. Die SP hatte den Sitz des ausscheidenden Samuel Bhend
zu verteidigen. Der vierte frei werdende Sitz gehörte Elisabeth Zölch von der SVP. Zur
Verteidigung ihrer zwei Sitze schickte die FDP Eva Desarzens und Hans-Jürg Käser in
den Wahlkampf. Sie waren Teil des traditionellen gemeinsamen bürgerlichen Tickets mit
der SVP, die gleich 4 Kandidierende ins Rennen schickte: Neben den Bisherigen Urs
Gasche und Werner Luginbühl gehörten dazu Monique Jametti Greiner und Annelise
Vaucher. Ihnen gegenüber positionierte sich eine Links-Grüne Liste mit der Bisherigen
Barbara Egger, den neu kandidierenden Philippe Perrenoud und Andreas Rickenbacher
(alle sp) sowie dem Grünen Bernhard Pulver, der sich nach 2002 zum zweiten Mal
präsentierte. Neben Annelise Vaucher (svp) und Philippe Perrenoud (sp) bewarb sich
auch der bisherige Grossrat Maxime Zuber vom Parti socialiste autonome für den
garantierten Sitz für den Berner Jura. Der bürgerliche Machtanspruch auf sechs von
sieben Regierungssitzen und die damit verbundene Infragestellung der Formel aus 3
SVP, 2 FDP und 2 SP drückten dem Wahlkampf ihren Stempel auf. Bei einer mit 29,7%
praktisch unveränderten Beteiligung sorgten die Wahlberechtigten für ein
überraschendes Resultat, das die Mehrheiten im Regierungsrat auf den Kopf stellte.
Das grün-linke Bündnis konnte seine 4 Kandidaten allesamt durchbringen, wobei
Barbara Egger (sp) das beste Resultat aller Gewählten erzielte. Auf sie folgten mit Urs
Gasche und Werner Luginbühl die beiden bisherigen SVP-Vertreter sowie in dieser
Reihenfolge Bernhard Pulver (gp), Andreas Rickenbacher (sp), Hans-Jürg Käser als einzig
verbleibendes Ratsmitglied der FDP, und Philippe Perrenoud (sp), der das Rennen um
den Sitz für den Berner Jura für sich entscheiden konnte. Die bürgerlichen
Kandidatinnen Eva Desarzens (fdp), Monique Jametti Greiner (svp) und Annelise
Vaucher (svp) schieden auf den Plätzen acht bis zehn aus. Damit sank der Frauenanteil
in der Berner Regierung von drei auf eine verbleibende Regierungsrätin. Der nicht
erwartete deutliche Sieg der links-grünen Koalition wurde allgemein als Reaktion auf
den auch in bürgerlichen Kreisen als überzogen bezeichneten Machtanspruch der SVP
mit ihren vier Kandidaten gewertet. 6

WAHLEN
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Kantonale Ersatzwahlen

Ende September 2004 erklärte Finanzdirektor Christian Huber (svp) überraschend
seinen Rücktritt. Weil er als Regierungsrat verschiedentlich Positionen habe vertreten
müssen, die von der Haltung seiner Partei abwichen, sei er bei Mitgliedern der
Parteileitung nicht nur auf kantonaler, sondern auch auf eidgenössischer Ebene auf
Unverständnis gestossen und persönlich diffamiert worden. Noch bevor die SVP
Nationalrat Toni Bortoluzzi als Kandidaten für die Nachfolge nominierte, schickte die
CVP den Winterthurer Stadtrat (Exekutive) Hans Hollenstein ins Rennen, dem es 2003
nur knapp nicht gelungen war, den Sitz des damals zurückgetretenen Ernst Buschor
(cvp) zu verteidigen. Als dritte Kandidatin bewarb sich die Parteipräsidentin der Grünen
Schweiz, Ruth Genner, um das Amt. Während sich die FDP nach einigem Zögern für den
Kandidaten der SVP aussprach, unterstützten SP, EVP und die von den Grünen
abgesplitterten Grün-Liberalen Zürich (GLiZ) den Christlichdemokraten; damit
anerkannten sie den Anspruch der Bürgerlichen auf den Regierungssitz, wollten der SVP
aber für ihre Oppositionspolitik im Kantonsrat einen Denkzettel verpassen. 

Im ersten Wahlgang von Ende Februar erreichte niemand das absolute Mehr. Bei einer
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Wahlbeteiligung von 33,6% konnte Hans Hollenstein (cvp) am meisten Stimmen auf sich
vereinen (45%; der Wähleranteil der CVP beträgt 6,5%); er liess damit den Vertreter der
stärksten Partei im Kanton (Wähleranteil: 30,3%), Toni Bortoluzzi (svp), hinter sich –
dies sogar in dessen eigenem Bezirk Affoltern – Bortoluzzi erreichte 38% der Stimmen.
Ruth Genner (gp) erhielt 14% der Stimmen und trat für den zweiten Wahlgang nicht
mehr an. Aufgrund seines enttäuschenden Resultats gab auch Bortoluzzi seinen
Verzicht bekannt. Für die Stichwahl nominierte die SVP den Klotener Stadtpräsidenten
Bruno Heinzelmann. Im April wählten Zürcherinnen und Zürcher bei einer
Stimmbeteiligung von 35,7% Hans Hollenstein (cvp) zum Nachfolger von Christian
Huber (svp). Hollenstein, den nun auch die Grünen unterstützt hatten, erzielte fast
doppelt so viele Stimmen (65%) wie Heinzelmann (34%), der trotz höherer
Wahlbeteiligung weniger Stimmen erhielt als Bortoluzzi im ersten Gang. Damit gelang es
der CVP, den 2003 verlorenen Sitz wieder zurückzuerobern, während die SVP nur noch
mit einem Mitglied in der Zürcher Regierung vertreten ist; diese besteht nun aus 2 FDP,
2 SP, 1 CVP, 1 GLiZ und 1 SVP. 7

Anfang Mai trat FDP-Regierungsrätin Dorothée Fierz nach starken Spannungen
innerhalb der Kantonsregierung und dem Vorwurf der Amtsgeheimnisverletzung von
ihrem Amt als Baudirektorin zurück. Aus der Vielzahl möglicher Kandidatinnen und
Kandidaten verschiedener Parteien kristallisierten sich schliesslich Nationalrätin Ruth
Genner (gp) und Ursula Gut (fdp) heraus. Während Ruth Genner von Beginn an als
Kandidatin der Grünen feststand, taten sich die bürgerlichen Parteien mit der Auswahl
lange schwer. Die SVP, deren Verhältnis zur FDP auch durch die Auseinandersetzungen
rund um Dorothée Fierz getrübt war, brachte einige Kandidaten ins Spiel, bis sie sich
ebenso wie die EDU zur Unterstützung der Freisinnigen Ursula Gut entschloss. EVP, CVP
und die Grün-Liberalen Zürich (GliZ) entschieden sich zur Stimmfreigabe, die SP stellte
sich hinter Ruth Genner. Ursula Gut und Ruth Genner führten einen sachbetonten
Wahlkampf mit thematischen Schwerpunkten bei der kantonalen Finanzlage, der
Flughafenerweiterung, dem Planungs- und Baugesetz und dem Ausländerstimmrecht.
Dabei stellten sie ihre unterschiedlichen Positionen klar heraus und die Zürcherinnen
und Zürcher vor eine Richtungswahl, die zugleich über das Fortbestehen der
bürgerlichen Mehrheit im Regierungsrat (2 SP, 1 GliZ, 1 CVP, 2 FDP, 1 SVP) entschied. Bei
einer Wahlbeteiligung von lediglich 28% fiel die Entscheidung deutlich aus: 56,6%
stimmten für Ursula Gut und 42,1% für Ruth Genner. Damit konnte die FDP ihren frei
gewordenen Sitz im Zürcher Regierungsrat verteidigen. 8
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Kommunale Wahlen

Im Zürcher Stadtrat (Exekutive) gingen die links-grünen Kräfte siegreich aus den
Wahlen hervor. Für die zwei freigewordenen Sitze der SVP und des LdU wurden zwei
Sozialdemokraten, Josef Estermann und Robert Neukomm, gewählt, alle übrigen
Stadträte wurden bestätigt. Damit hatte Zürich zum ersten mal seit 1949 wieder eine
mehrheitlich nichtbürgerliche Regierung. Zum Stadtpräsidenten wurde in einem
zweiten Wahlgang Josef Estermann gewählt; der bisherige Stadtpräsident, Thomas
Wagner (fdp), wurde relativ knapp geschlagen, nachdem er bei der Wahl des Stadtrates
an neunter und somit letzter Position in die Exekutive gewählt worden war. 9

WAHLEN
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Die Wahlen des Stadtrates und des Gemeinderates waren in Zürich durch einen
aussergewöhnlich harten Kampf geprägt. Zürcher Wahlkampfthemen wie das
Wohlgroth-Areal und die SVP-Inseratekampagne über "die Linken und die Netten" (mit
den Netten waren die anderen bürgerlichen Parteien gemeint) fanden in der ganzen
Schweiz Beachtung, wobei vor allem der politische Stil umstritten war. Die SVP-Negativ-
Kampagne, welche die Schuld an Kriminalität, Drogenelend und Arbeitslosigkeit in
Zürich pauschal der linken Regierungsmehrheit in die Schuhe schob und nicht davor
zurückschreckte, in ihren Inseraten eine falsche Graphik zur Kriminalität zu verwenden,
fiel jedoch nicht nur durch ihre argumentatorische Härte auf. Sie wurde auch als der
teuerste Wahlkampf eingeschätzt, den eine Lokalpartei in der Schweiz je geführt hat. 

In der Zürcher Stadtregierung kam es dann nicht zur angestrebten bürgerlichen
Wende: Die bürgerlichen Parteien konnten ihre Vertretung auf Kosten der EVP zwar von
drei auf vier Mandate erhöhen, doch die rot/grün/christlich-soziale Mehrheit stellt mit
der Wahl von Monika Stocker (gp) weiterhin fünf von neun Stadtratsmitgliedern. Mit
Monika Stocker sind die Grünen erstmals in der Stadtzürcher Exekutive vertreten; sie
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übernahm den Sitz der zurücktretenden parteilosen Emilie Lieberherr (ex-sp). Die SP
besetzt mit ihren Bisherigen Ursula Koch, Josef Estermann und Robert Neukomm
unverändert drei Sitze. Die CVP konnte ihren Sitz mit Wolfgang Nigg halten, nachdem
sie sich von Willy Küng getrennt hatte. Willy Küng erreichte als von der CSP portierter
Parteiloser dann gerade noch den neunten Regierungssitz. Die beiden Freisinnigen
Hans Wehrli und Thomas Wagner, dieser mit dem Spitzenresultat, wurden
wiedergewählt; einen dritten FDP-Sitz gewann zudem Kathrin Martelli (fdp) mit dem
viertbesten Resultat. (Wehrli (fdp) war 1992 in einer Ergänzungswahl für den
zurücktretenden Kaufmann (ex-sp) gewählt worden.) Ruedi Aeschbacher (evp) wurde
nach 16 Jahren Amsttätigkeit abgewählt. Als einziger amtierender Stadtrat war er
weder auf der rot-grünen noch auf der bürgerlichen Sechserliste aufgeführt und wurde
Opfer des stark polarisierten Wahlkampfes. Die Wahl verpasst hat auch Andreas Müller
(svp), der zudem erfolglos als bürgerlicher Herausforderer gegen den
sozialdemokratischen Stadtpräsidenten Estermann antrat. 

Anders als in der Exekutive büsste die Linke im Gemeinderat mit neun Sitzverlusten
ihre 1990 errungene absolute Mehrheit ein. Neu stehen 55 Sitze der rot-grünen
Parteien 57 bürgerlichen Sitzen gegenüber. Die SVP verzeichnete einen Erdrutschsieg:
ihre Fraktion im Zürcher Stadtparlament wuchs um zwölf auf 19 Sitze; die FDP legte drei
Sitze zu. Die CVP büsste weitere zwei Sitze ein, die SD verlor einen Sitz, während die
Auto-Partei ganz leer ausging. LdU und EVP verloren einen resp. zwei Sitze. Die SP
behauptete sich trotz vier Sitzverlusten als stärkste Partei, verloren haben aber ihre
Partner: Die Grünen büssten die Hälfte ihrer Sitze ein und kamen noch auf fünf
Mandate. Die Alternative Liste gab zwei Sitze an die Frauenliste FraP ab, die neu auf fünf
Sitze kommt. Die Vertretung der Frauen erhöhte sich um sieben auf 47 von insgesamt
125 Mandaten (37,6%). 10

Der Wahlkampf 1998 in der Stadt Zürich warf im Gegensatz zu 1994 keine grossen
Wellen. Zu ersetzen waren die freigewordenen Plätze von Ursula Koch (sp) sowie
Wolfgang Nigg (cvp). Eine Ausnahme bildeten die verbalen Schlagabtausche am Radio
und Fernsehen um das Stadtpräsidium zwischen Stadtpräsident Josef Estermann (sp)
und seiner Herausforderin, Ständerätin Monika Weber (ldu), die mit der Unterstützung
eines bürgerlichen Komitees für die politische “Wende” in Zürich eintrat. Ansonsten
wurden die fehlenden politischen Debatten über drängende Probleme, die kaum
vorhandenen Visionen der Parteien und das mangelnde Interesse der Bevölkerung
allgemein beklagt. Eine Ablösung der linksgrünen Mehrheit im Stadtrat war kaum
erwartet worden, insbesondere deshalb, weil eine bürgerliche Koalition nicht einmal im
eigenen Lager Begeisterung auszulösen vermochte. Die in der Exekutive nicht
vertretene SVP betrieb weiterhin populistische Oppositionspolitik und liess zum Auftakt
des Wahlkampfes eine Broschüre mit dem Titel “Die Katastrophe” in alle Haushalte
verteilen, die Zürich in düsteren Farben darstellte. 

Die rot/grün/christlichsoziale Koalition konnte ihre Mehrheit im Stadtrat dank ihrer
Geschlossenheit auf sechs Sitze ausbauen, während die bürgerliche Wahlallianz einen
Sitz verlor. Damit rächte sich ihr Gezänk um die Kandidaten der SVP sowie ihre
anfängliche Unfähigkeit, einen gemeinsamen Kandidaten für das Stadtpräsidium
aufzustellen, bis Monika Weber schliesslich in die Lücke sprang. Josef Estermann als
alter und neuer Stadtpräsident setzte sich deutlich gegen Weber durch und lag in allen
zwölf Stadtkreisen vor seiner Herausforderin. Er wurde mit dem besten Resultat in den
Stadtrat gewählt, vor den bisherigen Thomas Wagner (fdp), Monika Stocker (gp) und
Kathrin Martelli-Kenner (fdp). Monika Weber (ldu) landete als beste Neue auf Platz fünf,
vor den Bisherigen Willy Küng (csp) und Robert Neukomm (sp). Die beiden
Sozialdemokraten Elmar Ledergerber und Esther Maurer schafften den Sprung in die
Regierung auf den Plätzen acht und neun. Damit belegt die SP erstmals seit 1978 wieder
vier Exekutivsitze. Prominentestes Opfer der Zürcher Stadtratswahlen war FDP-
Schulvorstand Hans Wehrli (fdp), der seit jeher über das kleinste Wählerpotential
verfügt hatte. Ebenfalls nicht gewählt auf der bürgerlichen Sechserliste wurden Adrian
Hug (cvp), Vilmar Krähenbühl und Emil Grabherr (beide svp). Damit schied die CVP nach
dem Rücktritt von Gesundheitsvorstand Wolfgang Nigg aus dem Stadtrat aus. Keine
Rolle spielte Susi Gut von den Schweizer Demokraten. Die Frauen stellen erstmals vier
von neun Mitglieder der stadtzürcher Exekutive (44,4%).

Dass die neuen Machtverhältnisse im Stadtrat stärker auf die Schwäche der
bürgerlichen Kandidaten und ihrer Kampagne als auf die Stärke der Linken
zurückzuführen war, zeigte sich bei den Gemeinderatswahlen. Weder das linke noch
das rechte Lager erreichte die Mehrheit; die politische Mitte verschwand fast ganz von
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der Bildfläche. Die Linke eroberte 59 Sitze, die bürgerliche Rechte 61, die politische
Mitte (LdU und EVP) zusammen fünf Sitze. Die SVP gewann sieben Sitze hinzu und
schloss mit 26 Sitzen zur FDP auf. FDP (26) und CVP (8) mussten je zwei Sitzverluste
hinnehmen. Die Schweizer Demokraten verloren gar drei von vier Mandaten. Auf der
anderen Seite legte die SP um sechs Sitze zu und stellt weiterhin mit insgesamt 49
Mandaten die grösste Fraktion. Die Grünen gewannen zwei Sitze hinzu (7), während die
FraP vier von fünf Sitzen verlor. Die Alternativen konnten ihre beiden Sitze behalten. In
der politische Mitte gehörten der LdU mit drei Sitzverlusten (4) und die EVP mit einem
(1) zu den Verlierern. Die Anzahl Frauen verringerte sich im 125-köpfigen Gemeinderat
von 47 auf 46, was neu einem Frauenanteil von 36,8% (-0,8%) entspricht. Die
Wahlbeteiligung lag bei 48,6%. 11

Im März wählten Zürcherinnen und Zürcher die 9-köpfige Regierung und das Parlament
neu. Stadtpräsident Josef Estermann (sp) und die beiden Amtsältesten Willy Küng (csp,
Stadtrat seit 1982) und Thomas Wagner (fdp, Stadtrat seit 1978) traten nicht mehr für
eine weitere Amtsperiode an. Im ersten Wahlgang vom 3. März wurden alle sechs
Bisherigen wieder gewählt: Elmar Ledergerber (sp) erzielte das beste Ergebnis, gefolgt
von Monika Weber (parteilos), Esther Maurer (sp), Robert Neukomm (sp), Monika Stocker
(gp) und Kathrin Martelli (fdp). Neu gewählt wurden Martin Waser (sp) und Martin
Vollenwyder (fdp). Für den neunten Platz wurde ein zweiter Wahlgang nötig, was seit
den dreissiger Jahren nicht mehr vorgekommen war; dieser fand am 5. Mai statt. Neben
dem Freisinnigen Andres Türler, der im ersten Wahlgang den neunten Platz erreicht
hatte, bewarben sich Rolf André Siegenthaler (svp), Thomas Kappeler (cvp) und
Katharina Prelicz (gp). Prelicz, die zum ersten Wahlgang nicht angetreten war, verstand
sich als linke und grüne Alternative zur bürgerlichen Männerauswahl und hoffte auf
Stimmen aus der SP. Deren Delegiertenversammlung verweigerte ihr jedoch die
Unterstützung und verzichtete auf eine Wahlempfehlung. SP-Exponenten wie der
abtretende Stadtpräsident Josef Estermann, Parteipräsident Koni Loepfe oder der
ehemalige Fraktionschef Werner Sieg empfahlen zudem ausdrücklich den Freisinnigen
Andres Türler zur Wahl – zwecks Fortsetzung der so genannten, in einzelnen Sachfragen
wirksamen "Koalition der Vernunft". Türler machte denn auch das Rennen, vor
Siegenthaler (svp), Prelicz (gp) und Kappeler (cvp). Damit konnte die FDP einen Sitz (der
bisher vom CSP-Vertreter Küng gehalten wurde) gewinnen, und die SVP ist seit nunmehr
zwölf Jahren nicht mehr im nach wie vor mehrheitlich rot-grünen Stadtrat (4 SP, 3 FDP,
1 GP, 1 Parteilos) vertreten. 

Den Wahlkampf für das Amt des Stadtpräsidenten eröffnete die SP-Leitung bereits im
Februar, indem sie den krankheitsbedingten Verzicht Josef Estermanns auf eine vierte
Amtsperiode als Stadtpräsident und gleichzeitig die Kandidatur Elmar Ledergerbers für
seine Nachfolge bekannt gab. Neben Ledergerber bewarben sich Rolf André
Siegenthaler (svp), Monika Stocker (gp) und Martin Vollenwyder (fdp). Ledergerber
erhielt mit Abstand am meisten Stimmen, blieb aber wegen der Aufteilung der rot-
grünen Wählerschaft rund 6000 Stimmen unter dem absoluten Mehr. Die Grüne Monika
Stocker erzielte weniger als die Hälfte der Stimmen von Ledergerber, schnitt aber leicht
besser ab als der SVP-Kandidat Siegenthaler, der vor dem Freisinnigen Vollenwyder lag.
Für den zweiten Wahlgang zogen Stocker (gp) und Vollenwyder (fdp) ihre Kandidaturen
zurück. Elmar Ledergerber gewann die Wahl; er erzielte dreimal mehr Stimmen als Rolf
André Siegenthaler (svp). 12
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Noch stärker als 2002 ging es der Zürcher Exekutive (Stadtrat) unter Stadtpräsident
Elmar Ledergerber (sp) in den Wahlen vom Februar um eine Bestätigung des Status quo
und der von der Linken „Koalition der Vernunft“ genannten
Regierungszusammensetzung aus linken Parteien und der FDP. Von den 9 Bisherigen (4
SP, 3 FDP, 1 GP, 1 Parteilos) traten alle ausser der parteilosen Monika Weber zur
Wiederwahl an. Trotz nur eines frei werdenden Sitzes gab es 15 weitere Kandidaturen,
die zum Teil aus rein wahltaktischen Gründen hinsichtlich der parallel stattfindenden
Parlamentswahlen von den Parteien ins Rennen geschickt wurden. So stellte die
Alternative Liste, mit nur 3 Sitzen im Gemeinderat vertreten, gleich 4 Bewerber für die
Exekutive auf. Die 8 Bisherigen und ihre Parteien waren sich einig in ihrer
Unterstützung der Kandidatur von Gerold Lauber (cvp) als Ersatz für Monika Weber und
führten auch ansonsten einen Wahlkampf, der die Einigkeit unter den Bisherigen
demonstrieren sollte. Die einzige Spannung erzeugte der SVP-Kandidat Roger Liebi, der
sich anschickte, die bestehende Konkordanz zu stören. Liebi war auch Elmar
Ledergerbers einziger ernsthafter Konkurrent um das Amt des Stadtpräsidenten. Die
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SVP konnte sich mit ihrem Anwärter jedoch erneut nicht durchsetzen und bleibt auch
nach 16 Jahren Opposition vom mehrheitlich rot-grünen Stadtrat ausgeschlossen.
Liebi belegte den zehnten Platz mit grossem Abstand auf den Bisherigen Andres Türler
(fdp), der gut doppelt so viele Stimmen vorzuweisen hatte (36'535). Gerold Lauber zog
mit 36'760 Stimmen an achter Stelle in den Stadtrat ein, wo die CVP somit wieder
vertreten ist. Alle Bisherigen wurden in ihrem Amt bestätigt: Neben Andres Türler waren
das Robert Neukomm (sp) mit den meisten Stimmen (43'361) vor Monika Stocker (gp),
Elmar Ledergerber (sp), Martin Waser (sp), Esther Maurer (sp), Kathrin Martelli (fdp) und
Martin Vollenwyder (fdp). 

In den Wahlen um das Stadtpräsidium erzielte Elmar Ledergerber (sp) mit 37'502
Stimmen das dreifache seines Herausforderers Liebi (12'292). 13

Anlässlich der im März des Berichtsjahrs stattfindenden Stadtzürcher Wahlen traten
zehn Parteien für die 125 Sitze im Gemeinderat an: die SP, die SVP, die FDP, die Grünen,
die CVP, die EVP, die Alternative Liste (AL), die SD, die EDU, die GLP und die Partei für
Zürich (PFZ) schickten insgesamt 1160 Kandidatinnen und Kandidaten auf elf Listen in
neun Wahlkreisen ins Rennen. Im Vergleich zu 2006 war die Kandidatenzahl damit
wieder leicht angestiegen, nachdem sie in den Jahren zuvor eine rückläufige Tendenz
ausgewiesen hatte. Lediglich acht der bisherigen 125 Gemeinderätinnen und
Gemeinderäte traten nicht mehr an. Keine Listennummer erhielt Marian Danowski, der
bereits verschiedentlich für den Stadt- oder den Gemeinderat kandidiert hatte, weil er
die nötigen Unterschriften für seine Kandidatur erschlichen habe. Herausforderung –
insbesondere für die kleineren Parteien – war die 5-Prozent-Hürde, die verlangt, dass
eine Partei mindestens in einem der neun Wahlkreise 5% der Wählerstimmen erhält.
Bei den Wahlen 2006 hatte diese Regel zum absurden Resultat geführt, dass der GLP,
die stadtweit einen höheren Wählerstimmenanteil errungen hatten als die Schweizer
Demokraten, kein Gemeinderatssitz zugesprochen worden war, da sie in keinem
Wahlkreis mehr als 5% erzielte, währenddessen die SD mit drei Sitzen vertreten waren.
Im Berichtsjahr knackten die Grünliberalen die 5-Prozent-Hürde dann aber in allen
Wahlkreisen problemlos und holten auf Anhieb zwölf Sitze. Dieser Erfolg ging auf
Kosten der SP, der CVP und der EVP. Die Sozialdemokraten blieben zwar nach wie vor
deutlich wählerstärkste Partei (30.3% Wählerstimmenanteil), mussten aber 5 ihrer
bisher 44 Sitze abgeben. Auch die CVP (neu: 7 Sitze; minus 3 Sitze) und die EVP (4 / -2)
verloren Wählerinnen und Wähler an die Grünliberale Partei. Je einen Sitzverlust
mussten die SD (neu: 2 Sitze) und die FDP (neu: 18 Sitze) in Kauf nehmen. Ihre Sitze
halten konnten die SVP (24 Sitze), die Grünen (14) und die AL (5). Nur äusserst knapp
übersprangen die SD und die EVP die 5-Prozent-Hürde. Den Sprung ins Parlament nicht
(mehr) geschafft haben die PFZ und die EDU. 39.1% der Wahlberechtigten nahmen an
den Wahlen teil. Im Dezember 2010 nahm der Gemeinderat eine Einzelinitiative an, die
verlangte, die 5-Prozent-Hürde in eine 2-Prozent-Hürde zu senken.

Bei den Stadtzürcher Exekutivwahlen ging es hauptsächlich um die Frage, ob die rot-
grüne Mehrheit verteidigt werden konnte oder ob die bürgerliche Machtübernahme
gelingen würde. Für die Besetzung des Stadtrates trat die SP mit den Bisherigen,
Stadtpräsidentin Corine Mauch und Stadtrat Martin Waser, an. André Odermatt und
Claudia Nielsen sollten für die Sozialdemokraten die Sitze der abtretenden Esther
Maurer und Robert Neukomm verteidigen. Die Grünen traten mit der Bisherigen Ruth
Genner an. Zudem sollte Gemeinderat Daniel Leupi einen zusätzlichen Sitz für Rot-Grün
erringen, so dass die Linke neu gar sechs von neun Sitzen innehätte. Die bürgerlichen
Parteien wollten dieses Ansinnen durchkreuzen. Obschon sich die SVP, die FDP und die
CVP nicht zu einem Wahlbündnis durchringen konnten, wurden sie geschlossen von den
Wirtschaftsverbänden unterstützt. Die SVP, die im bisherigen Gemeinderat die
zweitstärkste Fraktion stellte, im Stadtrat aber seit 1990 nicht mehr vertreten war, griff
mit Gemeinderat Mauro Tuena und Karl Zweifel an. Die FDP trat mit den beiden
Bisherigen Martin Vollenwyder und Andres Türler an. Der durch den Rücktritt der FDP-
Stadträtin Kathrin Martelli frei gewordene Sitz sollte durch Gemeinderat Urs Egger
verteidigt werden. Die CVP wollte ihren einen Sitz mit dem bisherigen Gerold Lauber
halten. Herausgefordert wurden die Vertreter der grossen Parteien von fünf weiteren
Kandidierenden: Susi Gut von der Partei für Zürich kandidierte zugleich als einzige
Konkurrentin von Corine Mauch für das Stadtpräsidium. Die EVP trat mit Richard
Rabelbauer an, die AL schickte Walter Angst ins Rennen, die SD wollte mit Walter
Wobmann einen Sitz gewinnen und Denise Wahlen griff für die GLP die arrivierten
Parteien an. Der Wahlkampf galt als flau, obwohl die SVP auf Plakaten die „rote
Vetternwirtschaft“, die „finanzielle Misswirtschaft“ und die „Überfremdung“
anprangerte und alle Parteien nicht mit gegenseitiger Kritik an einzelnen
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Kandidierenden geizten. So fühlte sich u.a. der abtretende SP-Stadtrat Neukomm
beflissen, mit dem Grünen Leupi ausgerechnet einen Kandidaten aus dem eigenen
Lager zu kritisieren. Zusätzlichen Zunder bot das vier Tage vor den Wahlen eröffnete
Strafverfahren gegen Mauch, der im Zusammenhang mit der Stillegung einer Bar
Nötigung vorgeworfen wurde. Das Wahlresultat brachte einen Sieg für Rot-Grün, das
nicht nur alle bisherigen Sitze verteidigen konnte, sondern sich mit dem Gewinn des
ehemaligen FDP-Sitzes durch den Grünen Leupi eine komfortable Regierungsmehrheit
erstritt. Sechs von neun Sitzen werden neu von der SP (alle vier Sitze verteidigt) und der
GP (ein Sitz verteidigt, ein Sitz gewonnen) gehalten. Die restlichen drei Sitze teilten sich
die FDP (2 Sitze) und die CVP (1 Sitz). Keine Chance hatte die SVP. Ihr bester Kandidat,
Mauro Tuena, lag mit über 12'500 Stimmen Rückstand auf den neuntplatzierten Leupi
(33'163 Stimmen) lediglich auf Platz elf, also noch hinter Urs Egger, der den FDP-Sitz
nicht verteidigen konnte. Die Wahl für das Stadtpräsidium ging deutlich aber glanzlos an
Corine Mauch. Die zahlreichen leeren Stimmen wurden als Signal für Unzufriedenheit
gedeutet. 14

Für die Gesamterneuerungswahlen für den Zürcher Gemeinderat balgten sich im
Schnitt fast neun Kandidierende pro Sitz: Total 1'119 Personen bewarben sich um eines
der 125 Mandate im Stadtzürcher Parlament. Auch weil während der letzten Legislatur
nicht weniger als 50 Rücktritte stattgefunden hatten, traten auf die Wahlen hin lediglich
13 Bisherige nicht mehr an. Zwar dominierten im Wahlkampf die Exekutivwahlen (vgl.
nachfolgend), die Resultate der Legislativwahlen waren aber wichtig: Weil vor den
Wahlen weder die Linke mit 39 SP-, 14 GP- und fünf AL-Sitzen noch die Bürgerlichen,
mit 24 SVP-, 18 FDP-, sieben CVP- und zwei SD-Sitzen eine Mehrheit hatten, konnte
man auch gespannt sein auf das Abschneiden der „neuen Mitte“. Die GLP schien mit 12
Mandaten ihr Potenzial noch nicht ausgeschöpft zu haben. Die EVP, die bisher über vier
Gemeinderatssitze verfügte, hatte die 5-Prozent-Hürde vor vier Jahren nur sehr knapp
übersprungen und musste um den Verbleib im Stadtzürcher Parlament zittern. Neben
den im Gemeinderat bereits vertretenen Parteien gingen auch erstmals die BDP, sowie
die Piratenpartei und die Aktion für humanen Städtebau (AHS) auf Stimmenfang. Die
EDU komplettierte das Parteienkarussell. Allerdings wurden diesen Parteien kaum
Chancen auf das Überspringen der Wahlhürde eingerechnet. 
Am gleichzeitig mit der eidgenössischen Abstimmung zur
Masseneinwanderungsinitiative durchgeführten Wahltag, an dem 43% der Berechtigten
an die Urne gingen (2010: 39,1%), wurde ein „Filippo-Effekt“ registriert – Filippo
Leutenegger war als Wahllokomotive für die FDP in den Stadtrat gewählt worden (vgl.
nachfolgend) und der Freisinn konnte im Gemeinderat nicht nur um drei Sitze zulegen
(neu 21) sondern rückte mit 16,0% (+2 Prozentpunkte) auch der stärksten bürgerlichen
Kraft, der SVP, auf die Pelle. Die Volkspartei, die ihrerseits einen Sitz verlor (neu: 23
Sitze) und noch 17,3% der Stadtzürcher Wählerschaft hinter sich weiss (2010: 18,6%)
konnte sich allerdings noch als insgesamt zweitstärkste Partei im Gemeinderat vor den
Freisinnigen halten. Auch die CVP musste ein Mandat abgeben. Mit 4,6% Wählerstärke
und neu sechs Sitzen blieb man Juniorpartner im bürgerlichen Lager. Zulegen konnte
Links-Grün. Zwar wahrten die SP als stärkste Partei (39 Sitze; 29,2%; -1,1 Prozentpunkte)
wie auch die GP (14 Sitze; 10,6%; -0,8 Prozentpunkte) trotz leichten Wählerverlusten
lediglich ihren Besitzstand, die AL legte aber um vier zusätzliche Sitze zu und konnte
sich als eigentliche Wahlsiegerin feiern lassen. Sie hatte nicht nur ihren Regierungssitz
mit Richard Wolff (al) verteidigt (siehe unten), sondern war mit neun Sitzen und einer
Zunahme der Parteienstärke um 2,3 Prozentpunkte (neu: 6,5%) eine ernst zu nehmende
Kraft geworden. Um einen Sitz zulegen konnte auch die GLP, die mit 13 Sitzen und 10,2%
Wählerstärke (2010: 9,8%) nach wie vor das Zünglein an der Waage zwischen den beiden
Blöcken spielen wird. Sowohl die EVP als auch die SD schafften die 5-Prozent-Hürde in
keinem der zwölf Wahlkreise mehr. Mit gesamtstädtischen 2,5% für die EVP und 0,9%
für die SD mussten beide Parteien ihre Sitze im Gemeinderat räumen. Brutal war dies
insbesondere für die EVP, für die am Wahlsonntag im Kreis 9 noch eine Wählerstärke
von 5,00% ausgewiesen wurde – nur gerade eine einzige Stimme hätte den Ausschlag
für die EVP gegeben. Allerdings entschied sich das Wahlbüro zusammen mit dem
Stadtrat für eine Nachzählung, die aufzeigte, dass die EVP 31 Stimmen zu wenig hatte,
um die Wahlhürde zu überspringen. Ebenfalls keine Chancen hatten erwartungsgemäss
die BDP (0,9%), die AHS (0,1%), die Piraten (0,7%) und die EDU (0,5%). Gegen die 5-
Prozent-Klausel, die seit der Einführung des doppelten Pukelsheim im Jahr 2006 gilt,
sammelte die EVP zusammen mit anderen kleinen Parteien Unterschriften. Die
Piratenpartei reichte eine Beschwerde beim Verwaltungsgericht ein, die allerdings
abgelehnt wurde. Weil sich das Verwaltungsgericht in seinem Urteil allerdings recht
stark auf die bundesgerichtliche Beurteilung stützte und gleichzeitig durchblicken liess,
dass es diese Beurteilung für umstritten hält, zogen die Piraten die Sache ans
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Bundesgericht weiter, um einen Grundsatzentscheid zu erwirken. Dieser wurde dann
Ende Jahr vom Bundesgericht gefällt. Dieses begründete den erneut abschlägigen
Entscheid mit dem Argument, dass gerade in Gemeindeparlamenten einer
Zersplitterung der Kräfte vorgebeugt werden sollte, was mit der Hürde der Fall sei. Die
Initiative der Kleinparteien war Ende 2014 noch im Sammelstadium. 

Nachdem im April 2013 bei Ersatzwahlen für den zurückgetretenen Martin Vollenwyder
(fdp) dem Freisinn ein Sitz weggeschnappt und mit Richard Wolff von der Alternativen
Liste (al) ein siebter der neun Stadtratssitze von der Linken erobert wurde, reagierten
die Bürgerlichen früh mit Kandidierenden für die regulären Gesamterneuerungswahlen
vom Frühjahr 2014. Als erste meldete sich die amtierende Nationalrätin Doris Fiala zu
Wort. Ihr blute das Herz bei dieser einseitigen linken Dominanz und sie schliesse nicht
aus, mit einer Kandidatur dagegen anzukämpfen. Allerdings kandidierte nicht Fiala,
sondern Nationalrat Filippo Leutenegger (fdp), der sein Interesse ebenfalls früh
anmeldete; zudem wollte er gleich auch das Stadtpräsidium erobern, das seit 2009 von
Corine Mauch (sp) geführt wurde. Erklärtes Ziel der Bürgerlichen, bei denen die
amtierenden Gerold Lauber (cvp) und Andres Türler (fdp) wieder antraten, war eine
bürgerliche Regierungsmehrheit, die unter dem Label „Top 5 – für ein liberales Zürich“
angestrebt wurde. Die CVP distanzierte sich freilich früh vom „utopischen“ Ziel einer
bürgerlichen Mehrheit; man wolle lediglich den eigenen Sitz verteidigen. Dies galt nicht
für die SVP, die seit 20 Jahren und trotz einem Wähleranteil von 18,6% nicht mehr in
der Stadtregierung vertreten war. Die Volkspartei trat deshalb ebenfalls mit einem
Zweierticket an. Nummer vier und fünf der Top 5 waren Roland Scheck und Nina Fehr
Düsel, die Tochter von Nationalrat Hans Fehr. Weil mit Martin Waser (sp) und Ruth
Genner (gp), zwei der neun Amtierenden nicht wieder antraten, schickten auch die
Grünen und die SP neue Kandidierende ins Rennen. Neben dem amtierenden Daniel
Leupi (gp) trat Markus Knauss für die Grünen an. Knauss ist Co-Geschäftsleiter des VCS.
Für die SP kandidierten die bisherigen Corine Mauch (sp), André Odermatt (sp) und
Claudia Nielsen (sp). Raphael Golta trat für die Genossen an, um den Sitz von Martin
Waser zu verteidigen. Auch der erst 2013 frisch gewählte Richard Wolff kandidierte
erneut. Auch die GLP wollte in den Stadtrat einziehen und stellte den Gemeinderat
Samuel Dubno (glp) auf. Für die SD kandidierte Walter Wobmann, der bereits 2010
angetreten und damals abgeschlagen auf dem letzten Platz gelandet war. Den 15.
Kandidaten stellten die Piraten, die mit Peter Keel in See stachen. Allgemein wurde
erwartet, dass die Linke ihre sieben Sitze, auch in Anbetracht des Wähleranteils von
rund 46%, nicht würde halten können. Mit Leutenegger als Lokomotive sollten die
Bürgerlichen an der links-grünen Mehrheit sägen können. Der amtierende freisinnige
Nationalrat versuchte insbesondere mit Lösungsvorschlägen für die Sanierung der
maroden Stadtfinanzen zu punkten. Als wacklig wurden nicht nur die beiden frei
werdenden Sitze betrachtet, sondern auch der Sitz des neu gewählten Richard Wolff,
der lediglich lose ins linke Lager eingebunden schien. Zudem leistete sich der Vorsteher
des Polizeidepartements einen Lapsus, indem er den schwarzen Block als interessante
Ergänzung bezeichnete. Auch der Sitz von Lauber (cvp) galt nicht als wirklich sicher.
Allerdings zeigte die Geschichte der Regierungswahlen in der Stadt Zürich, dass eine
Abwahl aus dem Stadtrat eher selten war. Als wenig spannend wurde der Kampf ums
Stadtpräsidium betrachtet: Leutenegger dürfte gegen Mauch kaum eine Chance haben.
Der Wahlkampf wurde – im Gegensatz zu vor vier Jahren, als die SVP mit provokativen
Plakaten auftrat – als brav bezeichnet. Zurückzuführen sei dies auf die Wahlmüdigkeit,
die durch die ausserordentlichen Rücktritte aus der Stadtregierung bzw. die nötigen
Ersatzwahlen verursacht worden wäre, auf die Attraktivität der Stadt Zürich, die es der
Opposition schwer mache, eine Angriffsfläche zu finden und auf die bewusst gemässigt
auftretenden Bürgerlichen, die erstmals wieder einen Schulterschluss zustande
brachten. Allerdings gelang es den fünf bürgerlichen Kandidierenden nur selten, als
Einheit aufzutreten. Der Linken wurde vorgeworfen, dass sie die Diskussion um die
zentralen Finanzfragen im Wahlkampf verweigere und unangenehmen Fragen
ausweiche. Erfahrungsgemäss haben es nationale Politiker einfacher, in die
Stadtzürcher Exekutive gewählt zu werden. Waren es früher Monika Weber (ldu), Monika
Stocker (gp), Elmar Ledergerber (sp) und Ruth Genner (gp), die direkt vom nationalen
Parlament in den Stadtrat wechselten, schaffte dies 2014 Filippo Leutenegger, der mit
42'193 Stimmen als achtplatzierter in den Stadtrat gewählt wurde und zwar auf Kosten
der Grünen, die ihren zweiten Sitz nicht verteidigen konnten. Markus Knauss (gp) erhielt
lediglich 35'330 Stimmen, kam damit auf den zehnten Platz und musste über die Klinge
springen. Der dritte Platz für Daniel Leupi (52'744 Stimmen) war für die Grünen nur ein
schwacher Trost. Ihren vakanten Sitz verteidigen konnte hingegen die SP. Raphael Golta
erhielt 40'178 Stimmen und war damit als Neunter gewählt. Auch die drei Bisherigen SP-
Stadträte wurden sicher wiedergewählt. Corine Mauch lag mit 55'646 Stimmen auf dem
zweiten, André Odermatt mit 48'143 Stimmen auf dem fünften und Claudia Nielsen mit
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44'258 Stimmen auf dem sechsten Platz. Noch vor Leutenegger auf Platz sieben liegend,
schaffte auch Richard Wolff mit 42'249 Stimmen die Wiederwahl. Das Spitzenresultat
machte Andres Türler (fdp) mit 56'907 Stimmen. Auch Gerold Laubers (cvp) Sitz war nie
wirklich in Gefahr. Der viertplatzierte Lauber erhielt 52'157 Stimmen. Keine Chance
hatten die Kandidierenden der SVP: Nina Fehr Düsel erhielt 27'696 Stimmen und Roland
Scheck 23'585 Stimmen. Beide lagen damit zwar noch vor dem GLP-Kandidaten Samuel
Dubno (21'896 Stimmen), aber weit hinter einem Stadtratssitz. Erwartungsgemäss keine
Chancen hatten Walter Wobmann (sd; 5'139 Stimmen) und Peter Keel (piraten; 3'919
Stimmen). Chancenlos blieb auch Filippo Leutenegger im Kampf um das
Stadtpräsidium. Mauch hatte mit 48'608 Stimmen einen stattlichen Vorsprung auf
Leutenegger (32'276 Stimmen), der sich allerdings mit den rund 40% der Stimmen mehr
als zufrieden zeigte. Damit war der Status Quo in der Zürcher Stadtregierung wieder
hergestellt: drei Bürgerliche stehen sechs links-grünen Stadträten gegenüber. Noch
spannender als die Wahlen dürften die anstehenden Debatten um die Finanzen
werden. 15

Kommunale Ersatzwahlen

Bei der Ersatzwahl zur Besetzung des nach dem Rücktritt von Monika Stocker (gp) frei
gewordenen Sitzes in der Zürcher Exekutive traten Ruth Genner (gp), Mauro Tuena (svp),
Michael Burkhard (Jungfreisinnige) und Markus Alder (sd) an. Genner erhielt
Unterstützung durch die SP, Burkhard durch FDP und CVP. Bei der Ersatzwahl ging es
auch um das Fortbestehen der links-grünen Mehrheit im nach der Formel 4 SP, 1 GP, 3
FDP und 1 CVP zusammengesetzten Stadtrat. Genner konnte sich bei der Wahl sehr
deutlich durchsetzen, sie lag in allen Wahlkreisen vorn und holte insgesamt 60,2% aller
Stimmen. Tuena (svp) erreichte 28,7% der Stimmen, Michael Burkhard 8,2% und Markus
Alder 1,0%. 16

WAHLEN
DATUM: 01.06.2008
SABINE HOHL

Ende Oktober 2012 hatte der Zürcher Stadtrat Martin Vollenwyder (fdp) nach
10jähriger Tätigkeit seinen Rücktritt per Mai 2013 angekündigt. Die Ersatzwahlen
wurden auf den 3. März angesetzt. Die 9-köpfige Zürcher Stadtexekutive war mit 4 SP-,
2 GP-, 2 FDP- und einem CVP-Sitz seit 2010 deutlich in links-grüner Hand, weshalb die
FDP den Sitz von Vollenwyder unbedingt verteidigen wollte. Bereits früh brachte sich
deshalb der Freisinnige Marco Camin in Stellung. Er startete seinen aufwändigen
Wahlkampf bereits im November 2012 und konnte mit der Unterstützung der
bürgerlichen Parteien SVP, CVP und EVP rechnen. Die SVP hatte sich früh entscheiden,
keinen eigenen Kandidaten zu portieren. Neben Camin bewarben sich Daniel Hodel
(glp), Richard Wolff (al) und der Parteilose Toni Stadelmann. Hodels Ziel war eine
breitere Mitte-Allianz, während Wolff als stark in der linken Szene vernetzter Experte in
Stadtentwicklung in der Exekutive für einen linken Akzent sorgen wollte. Innerlinke
Verstimmungen – die Alternative Linke (al), die über einen Wähleranteil von rund 4%
verfügte, war im Parlament bei der gemässigten Linken mit extremen Forderungen ab
und zu angeeckt – aber auch taktische Überlegungen – insbesondere die befürchteten
Schwierigkeiten, bei den 2014 anstehenden Gesamterneuerungswahlen die eigenen
Sitze bei einer starken bürgerlichen Minderheit verteidigen zu können – führten dazu,
dass die SP Stimmfreigabe beschloss und der ideologisch eigentlich nahe stehende
Wolff nur von der Juso und aufgrund eines äusserst knappen Parteibeschlusses auch
von der GP offiziell unterstützt wurde. Hodel und Stadelmann fanden jeweils nur
Unterstützung in der eigenen Partei. Wie erwartet brachte der erste Wahlgang vom 3.
März noch keine Entscheidung, das absolute Mehr (30'339) wurde von keinem der vier
Kandidaten übersprungen. Zur Überraschung vieler lag Richard Wolff (al) mit 22'050
Stimmen nur sehr knapp hinter Marco Camin (24'184 Stimmen). Hodel (12'185 Stimmen)
und Stadelmann (538 Stimmen) konnten hingegen nicht entscheidend eingreifen.
Während Camin fünf Wahlkreise für sich entscheiden konnte, holte Wolff deren vier.
Auffallend war, dass Camin in den SVP-Hochburgen zwar einige Stimmen holte, dort die
Wahlbeteiligung aber unterdurchschnittlich ausfiel. Camin wurde vorgeworfen, zu
wenig pointiert und zu wenig bürgerlich aufgetreten zu sein. In der Presse wurde
gemutmasst, dass Camin zu leichtgewichtig sei. Hinter vorgehaltener Hand wurde gar
ein Kandidatenwechsel gefordert. Camin selber hob hervor, dass er von den vier
Kandidierenden am besten abgeschnitten habe, versprach aber – wohl auch auf Druck
der SVP, die Wolff verhindern wollte – seine bürgerliche Position deutlicher zu machen.
Insgesamt nahmen am ersten Wahlgang 34,6% der Wahlberechtigten teil. Für den
zweiten Umgang, der auf den 21. April angesetzt wurde, zog sich Hodel zurück. Die GLP
beschloss gleichzeitig Stimmfreigabe. Stadelmann hingegen wollte noch einmal

WAHLEN
DATUM: 21.04.2013
MARC BÜHLMANN
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antreten. Die SP entschied, auch für den zweiten Umgang auf eine Empfehlung zu
verzichten; dies wohl auch aufgrund des Mitte März angekündigten Rücktritts ihres
Stadtrates Martin Waser (sp). Die von Camin geschalteten, ganzseitigen Inserate mit
verdeutlichter bürgerlicher Position ernteten nicht nur Beifall von Seiten der SVP,
sondern sicherten dem Freisinnigen auch die Unterstützung durch die Volkspartei zu.
Eher unerwarteten Sukkurs erhielt Camin auch vom grünen Stadtrat Daniel Leupi, der
sich für eine angemessene bürgerliche Vertretung in der Stadtexekutive aussprach.
Schliesslich schaltete auch die CVP Inserate, auf denen sie vor Wolff warnten und
Camin empfahlen. Wolff selber machte sich noch einmal für Wohnungsfragen und den
gemeinnützigen Wohnungsbau, aber auch für den öffentlichen und den
Langsamverkehr stark. Die Bemühungen der Bürgerlichen wurden nicht belohnt. Wohl
auch aufgrund der geringen Stimmbeteiligung von 28,3% und der besseren
Mobilisierung durch die Linke zog überraschend Richard Wolff und nicht Marco Camin
in die Zürcher Stadtexekutive ein. Camin, der mit 26'865 Stimmen nur gerade 695
Zähler hinter Wolff (27'550 Stimmen) lag, – Stadelmann kam auf lediglich 761 Stimmen –
wurde erneut vorgeworfen, dass er das bürgerliche Profil zu lange weichgezeichnet
habe. In der bürgerlichen Presse wurde des Weiteren die Frage gestellt, ob sich Wolff
vom oppositionellen Linksaussen tatsächlich zum Exekutivpolitiker wandeln würde.
Erschwerend kam hinzu, dass Wolff ausgerechnet das Polizeidepartement zugewiesen
wurde. Dies wurde von linker Seite zwar als Vertrauensbeweis, von rechts aber als
Affront gewertet: ein „Aktivistenfreund“ sollte nicht Polizeivorstand sein dürfen, liess
sich etwa die SVP vernehmen. Als Folge der Wahlschlappe schworen sich die
Bürgerlichen, allen voran die enttäuschte FDP und die „tief besorgte“ SVP auf die
anstehenden Gesamterneuerungswahlen ein. Ein bürgerlicher Schulterschluss sei jetzt
erst recht von Nöten. Bald nach den Ersatzwahlen brachten sich mit den Nationalräten
Doris Fiala (fdp) und Filippo Leutenegger (fdp) zwei Schwergewichte für die Wahlen
2014 ins Gespräch. Auch die Linke kündigte Mitte September – nachdem sich Wolff ein
paar Mal bewähren konnte – einen Schulterschluss für die Wahlen 2014 an, mit dem die
Verteidigung der sieben Sitze gelingen sollte. 17

Eidgenössische Wahlen

Im Kanton Basel-Stadt verteidigte Anita Fetz (sp) ihren Sitz problemlos gegen den
gemeinsamen Kandidaten aller bürgerlichen Parteien, Andreas Albrecht (lp). Im Kanton
Basel-Landschaft konnte sich Claude Janiak (sp) deutlich gegen den bürgerlichen
Kandidaten Erich Straumann (svp) durchsetzen. Im Kanton Aargau distanzierte
Christine Egerszegi (fdp) ihre Konkurrentinnen Pascale Bruderer (sp) und Esther Egger
(cvp) und ihre Konkurrenten Geri Müller (gp) und Heiner Studer (evp) und wurde neben
dem Bisherigen Maximilian Reimann (svp) neu gewählt. Im Kanton Bern wurde
Simonetta Sommaruga (sp) problemlos wiedergewählt, den zweiten Sitz eroberte
Werner Luginbühl (svp), er liess seine Konkurrentinnen Franziska Teuscher (gp) und
Dora Andres (fdp) deutlich hinter sich. Im Kanton Genf zog mit Robert Cramer der erste
Grüne in den Ständerat ein, mit ihm zusammen wurde Liliane Maury-Pasquier (sp)
gewählt. Zu einer innerparteilichen Veränderung kam es im Kanton Jura, wo sich Anne
Seydoux-Christe (cvp) gegen ihre Parteikollegin Madeleine Amgwerd (bisher)
durchsetzte. Im Kanton Wallis wurde Jean-René Fournier (cvp) im ersten Wahlgang neu
in den Ständerat gewählt. 18

WAHLEN
DATUM: 21.10.2007
SABINE HOHL

1) Ip. 15.4199; Mo. 16.3719; Blick, NZZ, TA, 20.2.16; So-Bli, 21.2.16; AZ, 26.2.16; NZZ, 8.3.16; NZZ, TA, TG, 11.3.16; SO, 29.5.16;
NZZ, SGT, TA, 11.6.16; Blick, 25.7.16; LZ, 26.7.16; BaZ, 24.8.16; BaZ, TG, WW, 25.8.16; BaZ, 31.8., 9.9.16; BaZ, 1.10.16; LZ, NZZ,
21.12.16; TA, 22.12.16
2) NZZ, 14.1.17; SoZ, 12.2.17; BaZ, 15.3.17; Blick, 16.3.17; So-Bli, 19.3.17; Blick, 22.3.17; Blick, TA, 24.3.17; TA, 25.3.17; BaZ, 30.3.17;
CdT, 10.4.17; NZZ, 11.4.17; LZ, SGT, TA, 26.4.17; BaZ, 5.5.17; Blick, 13.5.17; BaZ, Blick, 16.5.17; TG, 18.5.17; So-Bli, 28.5.17; TA,
29.5.17; BaZ, 3.6.17; Blick, 10.6.17; BaZ, NZZ, 17.6.17; So-Bli, 18.6., 6.8.17; NZZ, 15.8.17
3) Empfehlung: Presse vom 5.12; SVP: Presse vom 2.12.11; BDP und CVP: Presse vom 6.12.11.; NZZ, 16.7.11; 4.10.11; Maillard:
Presse vom 27.10.11; Berset: Presse vom 5.10.11; Rossini: Presse vom 4.10.11; Carobbio: Presse vom 28.10.11; Ticket: Presse
vom 26.11.11; Tessin: CdT, 26.11.11, NZZ, 28.11.11.; Presse vom 28.10.11; SoZ, 30.10.11; Presse vom 31.10.11; Grüne: Lib. und Exp.,
1.7.11; SZ, 7.8.11; Presse vom 8.8.11; NZZ, 12.9. und 8.10.11.; Rime: SZ und SOS, 2.3.11; Baader: Presse vom 28.10; Eberle: AZ,
9.9.11; Amstutz: BZ, 7.11.11; Spuhler, Blick, 18.11.11; Brunner: SoZ, 13.11.; Parmelin: NZZ, 14.11.11, 24h, 19.11.11; Germann: BaZ,
16.11.11; Stark: SGT, 25.11.11; Tännler: Presse vom 30.11.11; Zuppiger: Presse vom 29.11. und 30.11.11; Vorwürfe gegen Zuppiger:
WW, 8.12.12; Presse vom 8.12.-9.12.11; Nachnominierung Walter und Kritik: Presse vom 9.12. und 10.12.11.
4) Presse vom 20.4.98; Bund, 20.4.98.
5) BZ, 22.9.-8.12.01, 12.1.02 und 9.3.-9.4.02; Bund, 8.8. -7.12.01 und 28.2.-13.4.02; 24h, 6.3.02; QJ, 18.3. und 28.3.02; LT,
30.3., 5.4. und 8.4.02; Presse vom 15.4.02; BZ, 16.4.02. 
6) Bund, 11.1.–8.4.06; BZ, 13.1.–8.4.06; QJ, 7.2. und 11.2.06; LT, 27.3. und 28.3.06; NZZ, 29.3.06; Presse vom 10.4.06; Bund,
11.4. und 26.4.06; TA, 10.4.06.
7) TA, 1.10.-22.12.04, 3.1.-19.2. und 1.3.-8.4.05; NZZ, 2.10.-9.12.04, 5.1.-21.2. und 1.3.-7.4.05; Presse vom 28.2.05; Presse vom
11.4.05.
8) AZ, 6.5.06; NZZ, 26.4. und 13.5.06.; NZZ, 3.6.–1.7.06; TA, 30.5.–1.7.06; Presse vom 10.07.06; NZZ, 11.7. und 15.7.06.
9) Presse vom 5.3.90; NZZ, 2.4.90; Bilanz, 1990, Nr. 2, S. 42 ff.
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10) Presse vom 7.3. und 8.3.94; NZZ, 17.2.92, 7.1. und 11.2.94; WoZ extra, 18.2.94; LNN, 13.1., 22.1. und 26.2.94; SGT, 7.3.94.
11) Presse vom 2.3. und 3.3.98; NZZ Beilage "Stadtzürcher Wahlen 1998", 3.2.98; WoZ, 5.2.98; NZZ, 7.2.98; AZ, 16.2.98; SGT,
19.2.98
12) NZZ, 29.10.01-26.4.02; TA, 25.10.01-20.4.02; Presse vom 4.3.02; Presse vom 6.5.02.
13) NZZ und TA, 7.1.–9.2.06; Presse vom 13.02.06.
14) AZ, 4.1.10; NZZ, 5.1., 8.1., 22.1., 3.2. und 20.2.10; TA, 9.1., 21.1., 20.2. und 3.3.10; Presse vom 4.1.-6.3.10; TA, 8.3.10; NZZ,
8.3.10; TA, 21.6.10; 16.12.10
15) SO, So-Bli, 28.4.13; NZZ, 4.6., 5.6., 7.6.13; TA, 14.6.13; NZZ, 24.9., 11.11.13; SGT, 6.1.14; NZZ, 22.1.14; NZZ, TA, 25.1.14; TA,
6.2.14; NZZ, 8.2.14; Blick, NZZ, SGT, 10.2.14; NZZ, 11.2.14
16) Wahlen vom 1.6.08: Presse vom 2.6.08. Wahlkampf: TA, 1.3., 15.3., 22.3., 5.4., 9.4. und 10.4.08; NZZ, 3.3., 11.-12.3., 1.-2.4.,
16.-17.4. und 6.5.08.
17) Presse vom 4.3.13; NZZ, 5.1. und 9.1.13; TA, 16.1.13; NZZ und TA, 18.1. und 23.1.13; NZZ, 31.1. und 12.2.13; NZZ und TA, 16.2.13;
NZZ, 17.2.13; Presse vom 22.4.13; NZZ, 24.4.13; WW, 25.4.13; NZZS und So-Bli, 28.4.13; NZZ, 29.4., 16.5., 17.5., 4.6., 5.6., 7.6.,
11.9. und 11.11.13; TA, 2.12.13; NZZ, 5.3., 6.3., 11.3., 12.3., 16.3., 30.3., 5.4., 6.4. und 12.4.13.
18) AZ, 22.10.07.
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